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60 ۲۱٤ 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 79 Ausgegeben Danzig, den 22. Oktober 1923 
lt. Geſetz über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig (S. 1067). — Verordnung betr. 


nha 
na r Süßſtoffabgabe und Aenderung der Ausführungsbeſtimmungen zum Süßſtoffgeſetz vom 30. 10. 1922 (S. 1068). 
— . — . ʒ[ü fʒG—U»m½gd kL' kx ð kuqẽe᷑ —ñ • ͤßk—!. سس‎ 


499 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit in Danzig. Vom 20. 10. 1923. 
8 1. 

Als Rechnungseinheit wird im Gebiet der Freien Stadt Danzig der Gulden und der Pfennig 
anerkannt. Der Gulden iſt gleich ½ Pfund Sterling engliſcher Währung. Der Pfennig iſt / Gulden. 
8 2. 

Die Reichsmark bleibt weiterhin geſetzliches Zahlungsmittel und Rechnungseinheit. 

§ 3. 

Es iſt geſtattet, Rechtsgeſchäfte aller Art in Gulden und Pfennig einzugehen. 

Keine auf Reichsmark oder eine andere Währung lautende privatrechtliche Forderung darf gegen 
den Willen des Gläubigers oder des Schuldners in eine auf Gulden oder Pfennig lautende Forderung 
umgewandelt werden. 

84. 


Die öffentlichen, ſtaatlichen und kommunalen Kaſſen ſind verpflichtet, Gulden und Pfennige in 


Zahlung zu nehmen. ا‎ 

Im Einzelhandel iſt es verboten, Preiſe in anderen Rechnungseinheiten als in Reichsmark 
(Papiermark) oder Gulden und Pfennigen auszuzeichnen oder Waren in anderen Rechnungseinheiten zu 
verkaufen, unbeſchadet jedoch des Rechts, auf Wunſch der Gegenſeite andere Zahlungsmittel an Zahlungs⸗ 
ſtatt anzunehmen. 

Dem Einzelhandel im Sinne des Abſatz 1 werden gleichgeſtellt alle gewerblichen Leiſtungen, 
welche handwerksmäßig erfolgen, der Geſchäftsverkehr im Gaſt⸗ und Schankwirtsgewerbe, bei der Ver⸗ 
anſtaltung von öffentlichen Luſtbarkeiten, bei öffentlichen Verkehrsunternehmungen jeglicher Art und 8 
Betrieb von werbenden Anlagen der Gemeinden und Gemeindeverbände. 

Der Senat wird ermächtigt, die ene des e 1 ere aud auf ‚andere. Hider 
nehmungsarten auszudehnen. و‎ : 


Auf andere Einheiten als auf Reichsmark (Papiermark) oder Gulden lautende, im Gebiet der 
Freien Stadt Danzig ausgeſtellte geldähnliche Zahlungsmittel dürfen vom 10. November 1923 an im 


Einzelhandel nicht mehr in Zahlung genommen werden. Sie dürfen nach dem Inkrafttreten des Geſetzes 


nicht mehr se: werden; ausgegebene müſſen bis zum 1. Dezember 1923 aus dem ون‎ gezogen 
werden. 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 30. 10. 1923). 
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Geldähnliche Zahlungsmittel find لو یں نا‎ die in سس‎ ausgegebenen Zahlungsmittel 

(ſogenannte Induſtrieſchecks, Gutſcheine uſw.) 5 
8 7. 

Auf Reichsmark (Papiermark) oder auf Gulden oder Pfennige lautende geldähnliche Zahlungs⸗ 

mittel dürfen von Inkrafttreten dieſes Geſetzes an nicht mehr in den Verkehr geſetzt werden. 
88. 

Alles umlaufende Notgeld und alle geldähnlichen Zahlungsmittel, die auf Reichsmark lauten, 
ſoweit ſie im Gebiet der Freien Stadt Danzig ausgeſtellt ſind, ſind von den 0 alsbald, 
ſpäteſtens aber am 1. Februar 1924, aus dem Verkehr zu ziehen. 

8 9. 

Der Senat wird ermächtigt, die zur Durchführung dieſes Geſetzes erforderlichen Mittel bis zum 
Betrag von 6 Millionen Gulden im Wege der Anleihe aufzunehmen. 

Der Senat wird ferner ermächtigt, im Verordnungsweg diejenigen Beſtimmungen zu erlaſſen, 
die erforderlich ſind, um die beſtehenden Geſetze und Verordnungen an die wertbeſtündige Rechnungs⸗ 
einheit anzupaſſen und auf ſie umzuſtellen, ſowie die erforderlichen Anderungen durchzuführen. 

Die entſprechende Ermächtigung (Abſatz 2) erhalten die Gemeindevorſtände und Kreisausſchüſſe 
hinſichtlich der von den Gemeinden und Gemeindeverbänden im Rahmen ihrer Zuſtändigkeit bisher er⸗ 
laſſenen Beſtimmungen. Zur Erteilung dieſer Ermächtigung bedarf es in Städten und Landgemeinden 
der Zuſtimmung der Gemeindevertretung. Die von den Gemeindevorſtänden und Kreisausſchüſſen zu 
erlaſſenden Vorſchriften bedürfen jedoch in den Städten unter 25000 Einwohnern und in den Land⸗ 
gemeinden der Zuſtimmung des Senats. 

Soweit dieſe Verordnungen Abänderungen beſtehender Geſetze enthalten, treten ſie außer Kraft, 
ſobald der Hauptausſchuß des Volkstags einen dahingehenden Beſchluß gefaßt hat. 

Die Verordnungen des Senats ſind im Geſetzblatt zu verkünden. 

§ 10. 
Der Senat wird ferner ermächtigt, für Zuwiderhandlungen gegen Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
Gefängnis bis zu 1 Jahr, Haft- oder Geldſtrafen bis zu 10000 Gulden anzudrohen. 
$ 11. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 
Der Senat wird mit der Durchführung des Geſetzes beauftragt. 


Danzig, den 20. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
f Sahm. Dr. Volkmann. 


500 Verordnun 8 
betr. Feſtſetzung der Süßſtoſſabgabe und Anderung der Ansführungsbeitimmungen zum 
Süßzſtoffgeſetz vom 30. 10. 1922. Vom 20. 10. 1923. 


Artikel J. 
Auf Grund des § 3 Abſ. 2 des Süßſtoffgeſetzes vom 30. 10. 1922 (G.⸗Bl. S. 490) und des Geſetzes 


über eine wertbeſtändige Rechnungseinheit wird die Abgabe für jedes Kilogramm 100 %igen Süßſtoffs 


a) zum Abſatz im Gebiete der Freien Stadt Danzig aur .. . . 3,75 Gulden 
کی ا سو دا‎ DER ری ا ا لا ا‎ ee ae ا اک‎ RE 025 Gulden 


feſtgeſetzt. 
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Artikel II. 
۱ In 8 2 der Ausführungsbeſtimmungen (Staatsanz. S. 617) wird Abſ. 1 wie folgt geändert: 
Die im § 2 des Süßſtoffgeſetzes erwähnten Befugniſſe werden ausſchließlich der Chemiſchen 
Fabrik von Heyden A.⸗G. in Radebeul bei Dresden ſowie der Firma von Heyden⸗Werke, A.⸗G., in 
Danzig unter Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs übertragen mit der Verpflichtung, den Bedarf der 
Freien Stadt Danzig zu decken. Der Abſatz von Süßſtoff (5 2 des Geſetzes) darf von der obengenannten 
Firma für das Gebiet der Freien Stadt Danzig auf die Firma G. Pohl, Chemiſch⸗Pharmazeutiſche 
Fabrik in Danzig⸗Langfuhr, Luiſenſtr. 2, weiter übertragen werden. Als Süßſtoff im Sinne dieſer 
Beſtimmung gelten auch diejenigen ſüßſtoffhaltigen Zubereitungen, welche nicht unmittelbar zum Genuſſe 
beſtimmt find, ſondern nur als Mittel zur Süßung von Nahrungs⸗ und Genußmitteln dienen. 


| Artifel IIL 
Gemäß § 4 des Geſetzes werden die Kleinverkaufspreiſe wie folgt feſtgeſetzt: 


a) für Cryſtalloſe in Beutelchen zu 1 ½ ggg... auf 7 Pfennige — 0,07 Gulden, 
b) für Cryſtalloſetten in Pappſchachteln zu 500 Tabletten . . auf 35 Pfennige = 0,35 Gulden, 
e) für Cryſtalloſe in Beuteln zu / kg, je Beuteete lll 15,25 Gulden 


Artikel IV. 
Der Abſatz 1 des § 9 der Ausführungsbeſtimmungen erhält folgenden Zuſatz: 
Ebenſo unterliegt keiner Beſchränkung die Abgabe von Kriſtall⸗Süßſtoff in Beutelchen zu 
1 Gramm mit höchſtens 75% und zuſammen nicht über 0,95 Gramm Gehalt an raffiniertem Süßſtoff 
ſeitens der Apotheken. een 
rtikel V. 


Das Landeszollamt wird ermächtigt, etwa durch dieſe Verordnung nötig werdende Anderungen 
der Ausführungsbeſtimmungen und der Formulare dazu von ſich aus zu veranlaſſen. 


Artikel VI. 
Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 20. Oktober 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Volkmann. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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